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bürger“ ſind politiſche und durch die Berfaſſung 
gewährleiſtete Rechte? 

Von Dr. Anton Mroczenski, k. k. Finanz⸗Conceptsprakticant. 

(Fortſetzung.) 

An der Hand des ſo feſtgeſtellten Begriffes wird es nun nicht 
ſchwer fallen, den erſten Theil der aufgeworfenen Frage, welche allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger nämlich politiſche Rechte ſeien, zu beantworten. 

Bezüglich der meiſten in dem in Rede ſtehenden Staatsgrundgeſetze 
aufgeführten Rechte beſteht kein Zweiſel und hat das Reichsgericht fie 
auch als ſolche anerkannt. 

Ueber das im Art. 10 anerkannte Recht des Briefgeheimniſſes, 
ebenſo über das Recht der Preßfreiheit (Art. 13, Al. 2), ſowie über 
das im Art. 6 normirte Recht der Staatsbürger, Liegenſchaften jeder 
Art zu erwerben und darüber zu verfügen, ſowie unter den geſetzlichen 
Bedingungen jeden Erwerbszweig auszuüben, zu erkennen, hatte das 
Reichsgericht bis zum Jahre 1883 keine Gelegenheit; doch läßt ſich 
die Subſumirung dieſer Rechte unter den Begriff „politiſche Rechte“ 
in dem mehrerwähnten Sinne nicht anzweifeln, da ſich die letzterwähnten 
als Anſprüche auf Freilaſſung von gewiſſen öffentlich⸗rechtlichen Be⸗ 
ſchränkungen von Seite der Staatsverwaltung darſtellen, und das 
Recht des Briefgeheimniſſes bereits im § 11, das der Preffreiheit 
bereits im $ 5 des Patentes vom 4. März 1849, R. G. Bl. Nr. 151, 
als politiſche Rechte bezeichnet wurden. 

Bedenken ergeben ſich nur mit Rückſicht auf den Standpunkt des 
Reichsgerichtes bezüglich der Beſtimmungen des Art. 5 und des Al. 2 
des Art. 4. 

Der Art. 5 beſtimmt: „Das Eigenthum iſt unverletzlich. Eine 
Enteignung gegen den Willen des Eigenthümers kann nur den Fällen 
und in der Art eintreten, welche das Geſetz beſtimmt.“ 

Auf Grund dieſes Artikels wurden bis zum Jahre 1883 nur 
zwei Beſchwerden vor das Reichsgericht gebracht. Die eine wurde 


j 


wegen Mangels der Legitimation der Beſchwerdeführer und wegen 
Verſäumung der Präcluſivfriſt zurückgewieſen; über die zweite erklärte 
ſich das Reichsgericht für incompetent (Entſch, vom 31. Jänner 1873, 
3. 7, Nr. 41 der Sammlung), da es in dem Gegenſtande der 
behaupteten Rechtsverletzung ein politiſches Recht nicht erkennen könne. 

Von beſonderer Bedeutung ich dieſes Erkenntniß hauptſächlich des- 
halb, weil es in der Sammlung von Hye unter den allgemeinen 
Rechtsſatz gebracht iſt: „Das Eigenthum iſt zwar ein durch die Ver— 
faſſung gewährleiſtetes Recht, es iſt aber kein politiſches Recht,“ wobei 
mit den Worten „durch die Verfaſſung gewährleiſtet“ auf den Art. 5 


| hingewieſen wird. 


Die Schriftſteller, welche den Standpunkt des allgemeinen und 


deutſchen Staatsrechtes einnehmen, legen einer fo allgemeinen Gewähr— 


leiſtung der Unverletzlichkeit des Eigenthumes geringe Bedeutung bei. 
Zachariä (Deutſches Staats- und Bundesrecht S 87) perhorrescirt es 
geradezu, ſolch' allgemeine Sätze aufzuſtellen, die eben als allgemeine 
Sätze ganz unwahr ſeien und gewöhnlich durch die folgenden Sätze 
über Expropriation ꝛc. wieder aufgehoben würden. Aehnlich Ulbrich 
in feiner Abhandlung über öffentliche Rechte ꝛe. (Pag. 22, 23). 
Während aber Zachariä ſich vornehmlich gegen die zu allgemeine und 
darum unwahre Faſſung wendet, legt Ulbrich in dieſer Schrift den 
Schwerpunkt darauf, daß aus einer ſolchen Beſtimmung ſür den Staats⸗ 
bürger kein ſubjectives Recht ſich ableiten laſſe. 

Auf dem Gebiete des öfterreichiſchen Staatsrechtes erörtert dieſe 
Frage nur Hye genauer (Bd. 4, Vorwort, Pag. XI, XII). Dieſer 
erklärt, wie bereits erwähnt, das Eigenthum ſei zwar ein durch die 
Verfaſſung gewährleiſtetes, jedoch kein politiſches Recht. 

Zur Begründung ſeiner Anſicht führt er drei Argumente an: 

1. Das Patent vom 4. März 1849, R. G. Bl. Nr. 151, 
welches die durch die conſtitutionelle Staatsform gewährten politiſchen 
Rechte taxativ aufgezählt habe, habe dieſes Recht nicht aufgeführt. 

2. Während das eben bezogene Patent ausdrücklich im Titel 
erkläre, die politiſchen Rechte aufzählen zu wollen, gebe das Geſetz 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, eben dadurch, daß es 
die hier aufgezählten Rechte nicht mehr mit der Bezeichnung „politiſche 
Rechte“ charakteriſire, zu verſtehen, daß es nicht alle Rechte, von 
denen es handle, auch als politiſche Rechte anſehen wolle. 

3. Gebe die Geſetzgebung dadurch, daß fie ſich in dem gleich- 
zeitig erlaſſenen Staatsgrundgeſetze über die Einſetzung eines Reichsgerichtes 
des Ausdruckes „politiſche Rechte“ bediene, deutlich zu erkennen, daß 
ſie den Schutz des Reichsgerichtes nicht auf alle in dem anderen 
Staatsgrundgeſetze nur als „allgemeine Rechte“ der Staatsbürger aufgezähl⸗ 
ten Momente ausdehnen, ſondern nur auf diejenigen dieſer Rechte ein⸗ 
ſchränken wolle, welche zugleich politiſche Rechte ſeien. 

Was das erſte Argument betrifft, ſo dürfte es ſich wohl nicht 
als ſtichhältig erweiſen, denn das Patent vom 4. März 1849, 
Nr. 151, führt auch andere in der Reichsverfaſſung vom 4. März 
1849, Nr. 150, anerkannte Rechte der Staatsbürger nicht an, deren 


Qualität als politiſche Rechte im Sinne der jetzt beſtehenden Verfaſſung 
unbejtritten iſt, jo das Recht der Freizügigkeit, der freien Auswanderung 
und andere. 

Bei näherer Betrachtung zeigt ſich aber auch der Grund, warum 
ein ähnliches Recht, wie es der Art. 5 des St. G. G., Nr. 142, 
enthält, in dem vorerwähnten Patente Nr. 151 nicht aufgeführt wer⸗ 
den konnte. 

Die dem Art. 5 im Großen und Ganzen correſpondirende 
Beſtimmung der Reichsverfaſſung vom 4. März 1849, Nr. 150, 
nämlich der § 29 derſelben, lautet eben: „Das Eigenthum ſteht unter 
dem Schutze des Reiches; es kann nur aus Gründen des öffentlichen 
Wohles, gegen Entſchädigung nach Maßgabe des Geſetzes, beſchränkt 
oder entzogen werden.“ 

Gegenüber dieſer Faſſung der Geſetzesſtelle, wobei hervorzuheben iſt, 
daß der Satz „gegen Entſchädigung nach Maßgabe des Geſetzes“ zwiſchen 
Beiſtrichen ſteht, ſo daß alſo die Entſchädigung dem Gefetze entſprechen 
muß, nicht die Beſchränkung oder Entziehung des Eigenthumes, müſſen 
die oben erwähnten Ausſprüche von Zachariä und Ulbrich in vollem 
Umfange aufrecht erhalten werden. 

Aus dieſer geſetzlichen Beſtimmung erwächſt dem Staatsbürger 
gar kein Recht, daher auch kein politiſches; ebenſo wenig als der Eigen⸗ 
thümer aus dem § 365 a. b. G. B ein Recht ableiten könnte. 

Was das zweite Argument betrifft, das ſich auf die Verſchieden— 
heit der Titel der beiden Geſetze ſtützt, ſo läßt ſich dagegen einwenden, 
daß ſich dieſe Verſchiedenheit aus der Verſchiedenheit der Tendenz der 
beiden Geſetze erklärt. Das Patent vom 4. März 1849, Nr. 151, 
will, wie der übrige Theil ſeines Titels darthut, den Unterthauen vor 
Augen führen, welche politiſchen Rechte ihnen die conſtitutionelle 
Staatsform gewährt; es ſpricht auch nicht von Staatsbürgern, ſondern 
von Bewohnern der betreffenden Länder. Es iſt überhaupt nicht das- 
jenige Geſetz, welches dem Staatsgrundgeſetze über die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger correſpondirt; dieſes entſpricht vielmehr dem III. Ab— 
ſchnitte der Reichsverfaſſung. 

Das Staatsgrundgeſetz Nr. 142 dagegen hatte den Zweck, die 
Beſchränkungen zu normiren, die der Staatsgewalt zum Schutze der Frei- | 
heit aller Bürger auferlegt werden ſollten; es faßt dieſe Beſchränkungen 
in die Geſtalt von Rechten und legt daher das Hauptgewicht auf die 
Worte „allgemeine Rechte“. Uebrigens dürfte es, auch abgeſehen von 
dieſen Erwägungen, immerhin gewagt ſein, aus der Verſchiedenheit der 
Titel zweier Verfaſſungsgeſetze, zwiſchen deren Entſtehungszeit faſt zwei 
Jahrzehnte und große politiſche Wandlungen liegen, ſolche Schlüſſe 
zu ziehen. 

Was das dritte Argument betrifft, ſo hätte es nur in dem Falle, 
wenn der Art. 3, lit. b des St. G. G. über die Einſetzung eines 
Reichsgerichtes ausſchließlich nur das St. G. G. Nr. 142 im Auge 
hätte und da nur eine ſcheinbare Bedeutung, da auch in dieſem Falle 
nicht abzuſeheu wäre warum der Geſetzgeber nicht die in dieſem Grund⸗ 
geſetze eingeräumten Rechte näher präciſiren ſollte. Uebrigens ift der 
hier angenommene Fall durch den klaren Wortlaut der bezüglichen 
Geſetzesſtelle ausgeſchloſſen. 

Es dürften alſo dieſe übrigens nur aus äußerlichen Momenten 
abgeleiteten Bedenken einer gegentheiligen Anſicht nicht entgegenſtehen. 

Faßt man nun den Art. 5 in's Auge, ſo fällt ſchon der erſte 
Satz auf: „Das Eigenthum iſt unverletzlich.“ Das heißt nicht, das Eigen⸗ 
thum kann nicht, ſondern es darf nicht verletzt werden. 

Daß dieſes Verbot nicht gegen Private gerichtet iſt, liegt auf 
der Hand; eine Verletzung durch ſolche begründet ein Privat- oder 
Strafdelict, nicht eine Verletzung der Verfaſſung; der competente Richter 
hiefür iſt der Civil⸗ oder Strafrichter, eines Sondergerichtshofes bedarf es 
zu dieſem Zwecke nicht. Wem gegenüber jedoch dieſes Verbot gegeben 
iſt, ergibt ſich einerſeits aus dem allgemeinen Zwecke des Geſetzes, als 
welchen der Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes über die betreffende 
Vorlage „die Feſtſtellung derjenigen Principien“ bezeichnet, „von welchen 
die Geſetzgebung und Verwaltung im Staate gegenüber der Freiheit 
der einzelnen Staatsbürger geleitet ſein ſoll“ und andererſeits aus dem 
zweiten Satze desſelben Artikels. 

Dieſer zweite Satz, welcher normirt: „Eine Enteignung gegen 
den Willen des Eigenthümers kann nur in den Fällen und in der Art 
eintreten, welche das Geſetz beſtimmt,“ beſtimmt aber nicht nur das 
Subject, gegen welches das Verbot gerichtet iſt, ſondern auch den 
Umfang, in dem es wirken ſoll. 


186 


Beide Sätze müſſen alſo in ihrem Zuſammenhauge interpretirt 
werden und wird dann der Sinn des erſten durch den zweiten präcifirt. 

Der Geſetzgeber will alſo im Art. 5 ſagen: Der Staat darf das 
Eigenthum nicht verletzen dadurch, daß er eine Expropriation in anderen 
Fällen oder auf andere Art, als welche das Geſetz beſtimmt, vornimmt, 
und er ſtellt dieſes mit Rückſicht auf den § 365 a. b. G. B. bedeutſame 
Recht des Staatsbürgers unter den ſowohl gegen die Verwaltung als 
gegen die Geſetzgebung wirkſamen Schutz eines Grundgeſetzes. Nur bei 
dieſer Interpretation, nach welcher der zweite Satz den erſten einſchränkt 
und dieſer die Tendenz des zweiten zum Ausdrucke bringt, hat das 
erſte Alinea des Art. 5 eine Bedeutung. 

Die Frage nun, ob der im Art. 5 dem Staatsbürger eingeräumte 
Anſpruch ein politiſches Recht ſei, ſtellt ſich mit Rückſicht auf die obige 
Definition der politiſchen Rechte dahin: Gehört dieſe Beſtimmung und 
das aus ihr fließende Recht dem öffentlichen oder dem Privatrechte an? 

Für Erſteres ſpricht ſchon, daß fie in einem Verfaſſungsgeſetze 
enthalten iſt; ferner daß es als ein dem Staatsbürger als ſolchem dem 
Staate gegenüber zuſtehendes Recht erklärt wird. 

Aber auch aus dem Weſen der Enteignung dürfte ſich ein Beleg 
für dieſe Anſicht ergeben. Das Recht des Staates, einem Staatsange⸗ 
hörigen ſein Eigenthum gegen ſeinen Willen zu entziehen, und die Pflicht 
des Einzelnen, ſein Recht für die Geſammtheit aufzugeben, beruht auf 
dem ſtaatlichen Subjectionsverhältniſſe. 

Wenn nun der Staat in Betreff dieſes ſeines auf einem öffentlich— 
rechtlichen Verhältniſſe beruhenden Rechtes ein Zugeſtändniß macht, ſo 
gehört auch dieſes und ſomit auch das ihm entſpringende Befugniß der 
Staatsbürger dem öffentlichen Rechtsgebiete an. Dieſes Beflüͤgniß iſt 
ſomit ein öffentliches und daher ein politiſches Recht. 

Nach dieſen Erwägungen wäre alſo das Reichsgericht competent 
zur Entſcheidung über Beſchwerden gegen Enteignungen, die von der 
Staatsverwaltung in anderen Fällen oder auf andere Art vorgenommen 
werden, als es das Geſetz beſtimmt. 


(Schlüß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Verpachtung von Beneficiatgründen durch den Stadtrath in 

Vollmacht des Beneficiaten iſt nach $ 28, 3. 12 Gemeinde: 

ordnung für Böhmen als öffentliche Feilbietung anzuſehen und 

nur wegen Nichtbeobachtung En diesfalligen Vorſchriften an⸗ 
fechtbar. 


Der Beneficiat A. klagte den B., Inſaſſen von G. C., auf 
Annullirung des Vertrages vom 15. Auguſt 1880, mittelſt deſſen der 
Stadtrath von J. B. dem Belangten die Wieſe Parc. Nr. 80 a und 
das Feld Parc. Nr. 81 a, beides Beneficiatgründe, auf ſechs Jahre 
in Beſtand gab, und ſofortige Rückſtellung in den Beſitz und Genuß 
des Klägers auf Grund des Sachverhaltes, bezw. Klagegrundes: es 
habe ſein Anteceſſor kraft des beim genannten Stadtrathe am 7. Auguſt 
1878, 8. 1664, aufgenommenen Protokollaractes die Verwaltung der 
geſammten Beneficiatgründe dergeſtalt dieſem Stadtrathe übertragen, daß 
er ſie nach Art der Gemeindegründe verwalte, bezw. die Aecker, Wieſen 
und Hutweiden verpachte, welche Verpachtung jedoch erſt vom Tage der 
Genehmigung derſelben durch den Beneficiaten wirkſam ſein ſolle 
(Abſ. 9 ibid.), wobei betreff der Wieſen ausdrücklich feſtgeſetzt wurde, 
daß alljährlich mit dem Letzteren zu vereinbaren ſei, ob dieſelben zu 
verpachten oder nur der jeweilige Graswuchs zu veräußern wäre 
(Abſ. 3 ibid.). Als nun Kläger kraft Gemeindeausſchußbeſchluſſes vom 
16. Juli 1880 zum Beneficiaten gewählt wurde und mittelſt Vertrages 
vom 30. Juli 1880 dies Rechtsverhältniß zur Stadtgemeinde J. B. 
in der üblichen Weiſe erneuerte, wurde im Abſ. 5 desſelben ſtatuirt, 
daß Letztere die Verwaltung der Beneficiatgründe in der nämlichen 
Weiſe, wie in obigem Acte mit ſeinem Vorgänger vereinbart war, über⸗ 
nehme, und hat ſie auch dem Belangten am 15. Auguſt 1880 obige 
beiden Beneficiatgründe auf ſechs Jahre in Beſtand gegeben, ohne ins⸗ 
beſondere betreff der Wieſe die vorgeſehene Vereinbarung mit dem Klä⸗ 
ger zu pflegen oder die Ueberlaſſung in Pacht demſelben behufs Ge- 
nehmigung bekanntzugeben, weshalb dieſelbe rechtsunwirkſam ſei. 

Die erſte Juſtanz gab der Klage mittelſt Urtheils vom 5. Octo⸗ 


ber 1881, 3. 8133, zur Gänze ſtatt mit nachſtehender Begründung: 


Die Einwendung des B., es ſei unmöglich geweſen, beſagten Pacht⸗ 
vertrag dem Kläger zur Genehmigung mitzutheilen, weil er am 
15. Auguſt 1880 noch nicht die cauoniſche Inveſtitur auf beſagtes 
Beneficium erhalten hatte, ſondern dieſelbe erſt am 28. September 
desſelben Jahres empfing, iſt unbeachtlich und für dieſe Streitſache ganz 
belanglos, weil nach dem Ableben des Anteceſſors der Adminiſtrator 
notoriſch das Beneficium verwaltete und der Stadtrath ſohin verpflichtet 
war, die Verpachtung dem Letzteren anzuzeigen, was jedoch nicht geſchah. 
Uebrigens würde hier das bloße jus ad rem, welches dem Präſentaten 
noch vor der canoniſchen Inveſtitur zuſteht, und kraſt deſſen er in 
Oeſterreich alle Rechtsanſprüche auf das Beneficium erwirbt, ſicherlich 
hinreichen, und iſt vielmehr nur der Umſtand entſcheidend, ob der Ge— 
klagte überhaupt an die Einſchränkung der Vollmacht ſeines Mitcontra— 
henten, d. i. eben des Stadtrathes gebunden ſei und dieſelbe auch für 
ihn Geltung habe. B. führt nun diesfalls an, daß in den Feilbietungs— 
bedingniſſen, auf Grund deren er beſagte Entien vom Stadtrathe in 
Beſtand nahm, von der erwähnten Einſchränkung keine Rede, er ſelbſt 
mit dem heutigen Kläger in kein Vertragsverhältniß getreten und für 
nichts haftbar ſei. Allein gleich in dem Eingange dieſer Bedingniſſe 
heißt es: „Mit Rückſicht auf die Vereinbarung vom ... 1880 ver— 
pachtet der Stadtrath“ u. ſ. w., wodurch die Beziehung auf ein beſte— 
hendes abgeſondertes Uebereinkommen erſichtlich iſt, und wenngleich das 
Datum desſelben ausgelaſſen, ſowie auch nicht dargethan iſt, daß die 
Lücke gerade mit dem Datum „30. Juli“ auszufüllen war, ſo war B. 
deſto eher gehalten, Gewißheit darüber einzuholen, was mit dieſen Aus— 
drücken gemeint ſei, weil die Feilbietungsbedingniſſe doch ein Ganzes 
bilden und dem B. auffällig geweſen ſein mußte, daß der Stadtrath 
ſich auf eine abgeſonderte Uebereinkunſt bezieht, daher ſich ihm die 
Frage geradezu aufdrang, was in derſelben feſtgeſetzt ſei, zumal dies 
gleich im Eingange erwähnt war. Hat er dieſe Nachfrage unterlaſſen, 
fo trägt er die Folgen dieſer Unterlaſſung und kann übrigens um fo 
weniger dem Klagsanſpruche ſich entziehen, falls er beſtreitet, daß die 
beſagte Eingangsſtelle auf den Vertrag vom 30. Juli 1880 ſich beziehe. 
Denn für dieſen Fall war der Stadtrath überhaupt nicht befugt, die 
beſagten Gründe in Pacht zu geben, und iſt dieſer ſchon aus dem 
Grunde ungiltig, weil der Stadtrath weder als autonome Behörde noch 
als Patrouatsamt befugt erfcheint, Beneficiatgründe zu verpachten. 
Hieraus folgt, daß B., welcher ſelbft anführt, daß er die erwähnten 
Gründe auf Grund der ihm vollinhaltlich vorgeleſenen Feilbietungs— 
bedingniſſe in Beſtand nahm, durch deren ganzen Inhalt gebunden ift 
und mithin im Hinblicke auf das Obgeſagte ein giltiges Pachtrecht nicht 
erworben hat. Die Frage, ob nicht der Stadtrath etwa dem Belangten 
für den ihm verurſachten Schaden erſatzpflichtig ſei, iſt im vorliegenden 


Streite nicht zu erörtern, wogegen A. in keiner Weiſe gehalten iſt, 


einen ungiltigen Vertrag zu erfüllen, weshalb dem Klagebegehren ſtatt— 
zugeben war. 

Ueber Appellation des B. hat jedoch die zweite Inſtanz mittelſt 
Urtheils vom 15. November 1881, 3. 31.666, die Klage zur Gänze 
zurückgewieſen, aus Gründen: Aus der Klage ſelbſt geht hervor, 
daß dem A. gegen den B. kein Klagerecht zuſteht, denn ſchon der Ante— 
ceſſor des A. hat dem Stadtrathe die Verwaltung aller Beneficiatgründe, 
bezw. die Verpachtung derſelben u. ſ. f. übertragen und iſt A. als 
neugewählter Beneficiat dieſem Uebereinkommen beigetreten. Hiernach 
war der Stadtrath zweifelsohne zur Verpachtung berechtigt und wenn— 
gleich die Genehmigung derſelben ausbedungen war, ſo lag die Ver— 
pflichtung zur Einholung derſelben laut Abſ. 9 ibid. nur dem Stadt⸗ 
rathe binnen der feſtgeſetzten Friſt von drei Tagen ob, keineswegs aber 
dem Pächter, welcher vielmehr laut Abſ. 3 ibid. nur an die Geneh⸗ 
migung des Stadtrathes gebunden erſcheint. Daraus folgt, daß der 
Pächter zu dem Beneficiaten ſelbſt in keinem Rechtsverhältniſſe ſteht, 
und daß für die etwaige Unterlaſſung der Vorlage des mit B. abge 
ſchloſſenen Pachtvertrages behufs Genehmigung durch A. nur der Stadt- 
rath, keineswegs aber der Pächter aus dem Titel der Nichterfüllung 
des Vertrages geklagt werden kann. Vorliegende Klage iſt mithin ver— 
fehlt und wegen Abgangs der paſſiven Klagslegitimation abzuweiſen, 
zumal das Datum der Eingangs der Feilbietungsbedingniſſe erwähnten 
Uebereinkunft abgängig und deren näherer Inhalt auch an keiner anderen 
Stelle derſelben angedeutet worden iſt, daher nicht behauptet werden 
kann, es ſei die Einholung dieſer Genehmigung durch den Pächter als 
weſentlicher Beſtandtheil des Pachtvertrages rückſichtlich als auflöſende 
Bedingung desſelben feſtgeſetzt worden, dies um ſo weniger, als dem 
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Pächter jegliches Recht abgeht, die Einſichtnahme in einen zwiſchen dem 
Patronatsamte und dem Beneficiaten, alſo zwiſchen Dritten abgeſchloſſe— 
nen Vertrag zu beanſpruchen. 

Ueber Reviſion des A. beſtätigte der k. k. oberſte Gerichtshof 
mittelſt Decretes vom 8. Februar 1882, 3. 542, das Urtheil zweiter 
Inſtanz, jedoch mit folgender Motivirung: Die Beſtimmung des Abſ. 5 
der ſeitens des Klägers zufolge ſeiner Wahl zum Beneficiaten mit dem 
Stadtrathe von J. B. am 30. Juli 1880 geſchloſſenen Uebereinkuuft, 
laut deren der Letztere alle Beneficiatgründe in Gemäßheit des mit dem 
Vorgänger des Klägers vereinbarten Vertrages ddto. 7. Auguſt 1878 
fortan verwalten ſollte, begreift ſchon in Anſehung deſſen, was die 
Klage ſelbſt über den Inhalt des letzteren Vertrages anführt, eine Be⸗ 


vollmächtigung des Stadtrathes zur Verpachtung der Beneficiatgründe 


in ſich. Hat nun der Stadtrath dieſes ihm zuſtehende Recht dergeſtalt 
ausgeübt, daß er in ſeiner Eigenſchaft als Stadtrath die Verpachtung 
derſelben im Wege der öffentlichen Feilbietung vornahm, ſo muß dem 


Kläger gegenüber dafür gehalten werden, daß er dies innerhalb den 


Grenzen ſeiner Vollmacht gethan hat, dem Geklagten gegenüber muß 
jedoch dieſe Verpachtung im Hinblicke auf die Beſtimmung des § 28, 
Z. 12 der Gemeindeordnung für Böhmen als öffentlicher Feilbietungs— 
ort angeſehen und kann ſeine Giltigkeit einzig und allein aus dem 
Grunde angefochten werden, daß die bezüglichen Vorſchriften hiebei nicht 
beobachtet wurden. Keinesfalls kann jedoch der Kläger die Giltigkeit 
dieſer Verpachtung deshalb beſtreiten, weil dem im Vertrage mit ſeinem 
Vorgänger unter Abſ. 9 ſtatuirten Vorbehalte, „der Pacht ſolle erſt 
mit dem Tage der Genehmigung durch den Beneficiaten wirkſam wer— 
den,“ betreff des hier in Betracht kommenden Pachtes nicht Genüge 
geſchah. Denn dieſer Vorbehalt iſt in den Feilbietungsbedingniſſen, auf 
Grund deren die öffentliche Verſteigerung dieſer Verpachtung vor ſich 
ging, nicht enthalten. Daraus aber, daß im Abf. 1 derſelben ſich auf 
eine nach Datum und Inhalt nicht näher bezeichnete Uebereinkunft be— 
zogen wird, konnte der Belangte als Licitant blos die Vermuthung 
ſchöpfen, der Stadtrath nehme als auf Grund irgend einer Vereinbarung 
hiezu berechtigt die Verpachtung der Beneficiatgründe als Stadtrath vor, 
es lag aber für ihn kein Grund vor, nach den näheren Bedingungen 
dieſer Vereinbarung zu forſchen, weil die Feilbietung öffentlich vor ſich 
ging. Hiernach erſcheint die Klage als unbegründet und war das ober— 
gerichtliche Urtheil zu beſtätigen. Rl. 


Notizen. 


(6Jeber undeutliche Namens-Unterſchriften.) Von den preußiſchen 
Provinzialbehörden wird gegenwärtig folgende, vom 2. December 1881 datirte Ver- 
fügung des Reichskanzlers in Erinnerung gebracht: „Mehrere Herren, welche Acten— 
ſtücke an mich einreichen, ſchreiben ihren Namen ſo, daß die Uuterſchrift zwar ihnen 
ſelbſt als Ausdruck desſelben gelten kann, für Andere indeſſen unverſtändlich bleibt. Es 
iſt dies abſolut unzuläſſig und eine deutliche Unterſchrift nicht allein aus Pflichten 
des Amtes, ſondern ſchon aus denen der Höflichkeit nothwendig. Auch abgeſehen von 
meiner Perſon, hat Jedermann, welcher eine amtliche Zuſchrift erhält, das 
Recht, den darunter befindlichen Namen mühelos und ohne Zuhilfenahme des 
Staatshandbuches außer Zweifel zu ſtellen. Es wird mir unerwünſcht ſein, wenn 
ich genöthigt werde, einzelne Herren beſonders und perſönlich auf dieſe Ver- 
pflichtung auſmerkſam zu machen; ich werde aber dazu ſchreiten, ſobald mir 
wieder Veranlaſſung geboten werden ſollte. Ich ſtelle die dienſtliche Forderung, 
daß jeder Beamte ſeinen Namen ſo ſchreibt, daß er nicht allein entziffert, ſondern 
auf den erſten Blick geläufig geleſen werden kann. (gez.) v. Bismarck.“ 


(Auslegung nackter Bilder in Schaufenſtern). Der „Hann. Cour.“ 
hat vom Polizeipräſidenten v. Brand in Hannover unterm 14. October d. J. 
folgende Zuſchrift erhalten: „Im Hann. Cour.“ vom 12. d. M. wird unter den 
Localnachrichten nach Mittheilung der polizeilichen Entfernung von Photographien 
aus den Schaufenſtern der hieſigen Kunſthandlungen die Bemerkung hinzugefügt, 
daß die Graef'ſchen Kunſtwerke: „Felicia“ und das „Märchen“, namentlich das 
letztere, Monate lang, bevor von der Unterſuchung wider den ꝛc. Graef die Rede 
war, anſtandslos ausgeſtellt geweſen ſeien. Dieſe Behauptung ſcheint auf einem 
Irrthum, reſp. einer Verwechslung mit anderen Photographien zu beruhen. Nach 
diesſeitiger Auffaſſung gehören weder die Originale, noch die Copien, insbeſon⸗ 
dere Photographien von Gemälden, ſelbſt der größten Meiſter, inſoferne jte nackte 
Körper zur Darſtellung bringen, in die Schaufeuſter der Läden an öffentlichen 
Straßen, und wird daher hier eine ſolche Auslegung in keinem Schaufenſter poltzei⸗ 


lich geduldet. Ich kann nicht annehmen und habe ſelbft nicht wahrgenommen, 
daß dieſe Vorſchrift in Betreff der oben gedachten Photographien der Graef'ſchen 
Gemälde von dem Executivbeamten nicht beachtet worden ſei. Seit Monaten 
wird allerdings in verſchiedenen Schaufenſtern eine Photographie mit der Unter⸗ 
ſchrift „Märchen“ ausgeſtellt, die ganz bedenkenfrei iſt und daher nicht zu bean⸗ 
ſtanden war. Die Graef'ſchen Bilder dagegen bringen die nackten Körper zweier 
Frauengeſtalten, theils liegend, theils ſtehend, zur Darſtellung und ihre Aus- 
ſtellung kann nicht uur ans obigen allgemeinen Gründen, ſondern auch beſonders 
deshalb nicht geduldet werden, weil aus der Graef'ſchen Unterſuchung allgemein 
bekannt geworden iſt, daß die gedachten Bilder das Porträt der liederlichen Dirne 
Bertha Rother wiedergeben.“ 


Geſetze und Verordnungen. 
1884. II. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 


Nr. 110. Ausgeg. am 20. September. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn (Straßen⸗Dampftramway) von Wei⸗ 
kersdorf bei Baden nach Gainfarn, mit Abzweigungen. 25. Auguſt. Z. 29.369. 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn (Dampf- 
tramway) vom Bahnhofe in Bielitz durch die Städte Bielitz und Biala zum ſo— 
genannten „Zigeunerwaldel“ nächſt Biala. 27. Auguſt. Z. 30.240. 

Nr. 111. Ausgeg. am 23. September. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 10. September 1884, 3. 32.628, an jämmtliche öſterreichiſche Eiſen⸗ 
bahnverwaltungen, betreffend die Geſtattung einer neuen Verpackungsweiſe für 
ſämmtliche von der Dynamit⸗Actiengeſellſchaft, vormals Alfred Nobel & Cie., ver⸗ 
treten durch Mahler & Eichenbacher in Wien, erzeugte Sprengmitteljorten. 
Verordnung des Finanzminiſteriums vom 19. September 1884, womit für 
October 1884 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber 
zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. — Bewilligung zum Baue und 
Betriebe einer Schleppbahn von der Linie Jägerndorf-Troppau der mähriſch— 
ſchleſiſchen Ceutralbahn zum Zuckerfabriks-Etabliſſement in Wawrowitz. 25. Auguſt. 
Z. 29.873. 

Nr. 112. Ausgeg. am 25. September. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Tannwald nach 
Polaun, reſpective Würzelsdorf. 25. Auguſt. Z. 30.807. — Bewilligung zur Vor⸗ 
nahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Locomotivbahn von Czelle⸗ 
chowitz nach Proßnitz. 31. Auguſt. Z. 30.421. 

Nr. 113. Ausgeg. am 27. September. — Bewilligung zum Baue und 
Betriebe eines Schleppgeleiſes vom Bahnhofe Bregenz der Vorarlberger Bahn zu 
den ſtädtiſchen Lagerhaus⸗ und Viehmarktanlagen. 31. Juli. Z. 24.393. — Agio⸗ 
zuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch-ungariſchen 
Eiſenbahnen. 24. September. 

Nr. 114. Ausgeg. am 30. September. 

Nr. 115. Ausgeg. am 2. October. — — — 

Nr. 116. Ausgeg. am 4. October. — Bewilligung zur Vornahme tech 
niſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Radkersburg über Luttenberg nach 
Friedau. 27. Auguſt. Z. 19.911. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Raſpenau einerſeits nach 
Neuſtadtl und Heinersdorf bis zur Reichsgrenze, andererſeits nach Dittersbach. 
26. September. Z. 32.899. 

Nr. 117. Ausgeg. am 7. October. — K. k. priv. Dux⸗Bodenbacher Eiſen⸗ 
bahn. K. k. priv. Prag⸗Duxer Eiſenbahn. Gemeinſchaftliche Betriebsführung, Be⸗ 
triebsübernahme und eventuelle Einlöſung durch den Staat. I. Protokoll, auf⸗ 
genommen zu Prag am 22. April 1884 über die zwiſchen dem Verwaltungsrathe 
der k. k. priv. Prag⸗Duxer Eiſenbahn einerſeits und dem Verwaltungsrathe der k. k. 
priv. Dux⸗Bodenbacher Eiſenbahn andererſeits geführten Verhandlungen betreffs 
der gemeinſchaftlichen Betriebsführung und eventuellen Vereinigung dieſer beiden 
Geſellſchaften. II. Betriebsvertrag, welcher zwiſchen der k. k. priv. Prag⸗Duxer 
Eiſenbahn und der k. k. priv. Dux⸗Bodenbacher Eiſenbahn auf Grund des zwiſchen 
dieſen Geſellſchaften errichteten Protokolles ddo. Prag den 22. April 1884 ab- 
geſchloſſen worden iſt. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 18. September 
1885, Z. 20.492, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, 
betreffend die Hinausgabe einer Inſtruction zur Behandlung von Dynamit und 
ſonſtigen Sprengmitteln. — Erhöhung der Maximal⸗Fahrgeſchwindigkeit der Züge 
auf der Kremsthal⸗Bahn. 27. September. Z. 32.451. 
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Nr. 118. Ausgeg. am 9. October. — K. k. priv. Dux⸗Bodenbacher Eiſen⸗ 
bahn. K. k. priv. Prag⸗Duxer Eiſenbahn. Gemeinſchaftliche Betriebsführung, Be⸗ 
triebsübernahme und eventuelle Einlöſung durch den Staat. III. Protokoll, auf— 
genommen im k. k. Handelsminiſterium vom 26. April 1884. IV. Uebereinkommen 
vom 17. Mai 1884, betreffend die Uebernahme des Betriebes der k. k. priv. Dux⸗ 
Bodenbacher Eiſenbahn und der k. k. priv. Prag⸗Duxer Eiſenbahn ſeitens der 
k. k. Staatsverwaltung. 

Nr. 119. Ausgeg, am 11. October. — Abdruck von Nr. 153 R. G. Bl. 

Nr. 120. Ausgeg. am 14. October. — Bewilligung zur Vornahme tech— 
niſcher Vorarbeiten für eine Locomotiv-Eiſenbahn von Hartberg nach Friedberg 
und von Fehring nach Luttenberg au die ſteiermärkiſch⸗eroatiſche Grenze. 
14. September. 3. 11.919. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine normalſpurige Localbahn von Wolfsberg nach Zeltweg, eventuell Knittel⸗ 
feld oder Judenburg. 30. September. Z. 33.067. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Cilli durch das 
Sannthal bis Heilenftein und von dort bis Schönſtein. 3. October. Z. 30.227. 
— Bewilligung zur Errichtung einer „Geſellſchaft für Ergänzungslinien der 
öſterreichiſchen und ungariſchen Eiſenbahnen“. 3. October. Z. 14.954. H. M. 
3. 36.588. 

Nr. 121. Ausgeg. am 16. October. — — — 

Nr. 122. Ausgeg. am 18. October. — — 

Nr. 123. Ausgeg. am 21. October. — Erlaß des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 14. October 1884, 3. 16.752, an ſämmtliche k. k. politische Lanz 
desbehörden, mit Ausnahme der Statthalterei in Zara, betreffend die Aufhebung 
der ſanitären Reviſion des unter Raumverſchluß auf den Zollämtern des In— 
landes anlangendeu Reiſegepäckes, der Fracht- und Eilgüter gegenüber Frankreich, 
reſpective der Schweiz. 

Nr. 124, Ausgeg. am 23. October. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 15. October 1884, 3. 36.787, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterrei— 
chiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Anträge der Eiſenbahn-Tarifenquste zum Be⸗ 
triebsreglement. 


Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Miniſterialſeeretären im Miniſterium des 
Junern Alois Ritter von Hennig und Dr. Heinrich Roza den Titel und 
Charakter von Sectionsräthen taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmaune in Neu-Sandez Alexander 
Zborowski anläßlich deſſen Penſiontrung den Titel und Charakter eines Statt 
haltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Official der Wiener Polizeidireetion Julius 
Kikaker den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗Directionsadjuncten verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Junern hat den 
Rechnungsrath Wilhelm Klotz zum Oberrechnungsrathe im k. k. Miniſterium des 
Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath Anton Czerny zum Ober— 
rechnungsrathe der Lemberger Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Eduard Herget zum Haupt⸗ 
ſteuereinnehmer in Salzburg ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die erledigte Stelle eines 
Euſtos an der k. k. Univerſitätsbibliothek in Graz dem Scriptor dieſer Biblio⸗ 
thek Dr. Auton Schloſſar verliehen und den Amanuenſis Dr. Rudolph Koelle 
zum Seriptor, den Volontär Heinrich Kapferer zum Amanuenſis dieſer Uni⸗ 
verfitätsbibliothek ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Oberbergeommiſſäre Rudolph Heyd und 
Franz Schalſcha zu Bergräthen und die Bergeommiſſäre Dr. Maximilian 
Tambor und Dr. Guſtav Paulus zu Oberbergeommiſſären ernannt. 


Erledigungen. 


Forſtingenieursſtelle, proviſoriſche, beim Forſtdepartement der Landesregie⸗ 
rung in Sarajevo in der neunten Rangsclaſſe bis Ende November. (Amtsbl. 
Nr. 247.) 


Hauptſteuer⸗Einnehmersſtelle in Niederöſterreich in der achten Rangs⸗ 
elaſſe bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 249.) 


“Diezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 30 der Erkenntniſſe 1885. 


Mit einer literariſchen Beilage: „Exel, Das Verfahren vor 
dem k. k. Verwaltungs⸗Gerichtshofe“. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


